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Wissenswertes über unsere Demokratie
4. Teil: Abstimmungen auf kantonaler und eidgenössischer Ebene

Der erste Teil der Serie in der Au-
gust-Ausgabe des «Dürntners» be-
schäftigte sich mit der Fragestel-
lung: Wer ist für was zuständig?
Der zweite Teil der Serie in der
Oktober-Ausgabe informierte über
«Initiative, Petition und solche Sa-
chen...». Und im dritten Teil im
Dezember wurde darüber berich-
tet, was alles für den Abstim-
mungssonntag wichtig ist.

Die Stimmzettel sehen je nach Ab-
stimmung anders aus: Für die eid-
genössischen Abstimmungen sind
sie grau, für die kantonalen Ab-
stimmungen sind sie blau. Für
kommunale Wahlen und Abstim-
mungen hingegen gestaltet die
Gemeinderatskanzlei mit der Ge-
meindeschreiberin zusammen die
Stimmzettel selber.

Volksinitiative beim Bund
Auf Bundesebene können jeder
stimmberechtigte Bürger und jede
stimmberechtigte Bürgerin der
Schweiz, aber auch Interessenver-
bände und Parteien mit Hilfe einer
Volksinitiative eine Abstimmung
über eine gewünschte Änderung
in der Bundesverfassung verlan-
gen. Eine Gesetzesinitiative, das
heisst eine Initiative zur Schaffung
eines neuen oder zur Änderung
eines bestehenden Gesetzes, gibt
es auf Bundesebene nicht.
Um eine Verfassungsinitiative zu
starten, muss zuerst ein Initiativ-
komitee aus mindestens 7 bis ma-

ximal 27 Stimmberechtigten ge-
gründet werden. Damit eine Ini-
tiative zustande kommen kann,
müssen 100 000 Unterschriften
gesammelt werden – und dies in-
nerhalb von 18 Monaten, nach-
dem der Initiativtext veröffentlicht
wurde. Initiativen dürfen nur von
Stimmberechtigten unterzeichnet
werden. Diese müssen ihren
Namen, ihr Geburtsdatum und
ihre Adresse handschriftlich und
leserlich auf die Unterschriftenliste
schreiben sowie zusätzlich per-
sönlich unterschreiben. Die Un-
terschriften sind nur gültig, wenn
sie von der Gemeinde, in der die
Stimmberechtigten wohnen, be-
stätigt wurden.

Volksinitiative beim Kanton
Auf kantonaler Ebene gelten an-
dere Regeln für Initiativen. Für
eine Volksinitiative muss ein Ini-
tiativkomitee aus mindestens 5
und höchstens 20 Stimmberech-
tigten gegründet werden. Damit
eine Volksinitiative auf Kantons-
ebene zur Abstimmung kommt,
müssen innerhalb von sechs Mo-
naten 6000 Unterschriften gesam-
melt werden. Auf kantonaler
Ebene gibt es – im Gegensatz zum
Bund – sowohl die Verfassungs-
wie auch die Gesetzesinitiative.
Eine Besonderheit des Kantons
Zürich ist die Einzelinitiative, dass
also eine einzelne Person eine Än-
derung der Kantonsverfassung
oder eines kantonalen Gesetzes
verlangen kann. Wenn die Einzel-
initiative von mindestens 60 Mit-
gliedern des Kantonsrates unter-
stützt wird, wird sie wie eine
Volksinitiative behandelt und das
Volk kann darüber abstimmen.
Eine Initiative kann entweder als
allgemeine Anregung formuliert
werden oder als fertig ausgearbei-
teter Text. Auf Bundesebene ist es
viel häufiger der Fall, dass ein fer-
tig ausgearbeiteter Text als Initia-
tive eingereicht wird, denn an die-
sem kann das Parlament oder der
Bundesrat nichts mehr ändern.

Referendum beim Bund
Es gibt Beschlüsse, die dem fakul-
tativen Referendum, und Be-
schlüsse, die dem obligatorischen
Referendum unterstehen. Das
heisst, das Volk stimmt über eine
Vorlage ab, die vom Parlament
(Ständerat und Nationalrat), von

der Regierung oder einer anderen
Regierungsgewalt bereits fertig
ausgearbeitet wurde.
Das fakultative Referendum ist,
wie es schon heisst, freiwillig.
Wenn ein Beschluss auf Bundes-
ebene dem fakultativen Referen-
dum untersteht, hat das Volk die
Möglichkeit, Unterschriften zu
sammeln, um eine Volksabstim-
mung zu verlangen. Dafür müssen
innerhalb von 100 Tagen nach der
Zulassung des Gesetzes 50 000
Unterschriften gesammelt werden.
Wenn diese Unterschriften recht-
zeitig eingereicht werden, muss
der Bundesrat eine Volksabstim-
mung ansetzen.
Wenn ein Beschluss auf Bundes-
ebene dem obligatorischen Refe-
rendum untersteht, bedeutet dies,
dass zwingend noch darüber ab-
gestimmt werden muss, bevor der
Beschluss in Kraft treten kann.
Dem obligatorischen Referendum
unterstehen zum Beispiel Ände-
rungen der Bundesverfassung, der
Beitritt zu Organisationen für kol-
lektive Sicherheit oder zu supra-
nationalen Organisationen (z. B.
EU, UNO) oder für dringlich er-
klärte Bundesgesetze, die keine
Verfassungsgrundlage haben und
länger als ein Jahr gültig sein sol-
len.

Referendum beim Kanton
Auch auf kantonaler Ebene gibt es
das obligatorische Referendum für
Verfassungsänderungen und das
fakultative Referendum bei Geset-
zesänderungen, wenn dies von
3000 Stimmberechtigten verlangt
wird. Gleiches gilt auch für das Fi-
nanzreferendum, mit dem erreicht
werden soll, dass über einen
hohen Kreditbetrag eine Volksab-
stimmung durchgeführt wird.

Volksmehr oder Ständemehr
oder beides?

Bei einer Verfassungsinitiative auf
Bundesebene braucht es, da es
sich um eine Änderung der Bun-
desverfassung handelt, mit weni-
gen Ausnahmen fast immer ein
«doppeltes Mehr» – also die
Mehrheit der Stimmberechtigten
und die Mehrheit der Kantone, die
der Initiative zustimmen müssen.
Mit dieser Regelung wird sicher-
gestellt, dass die kleinen Kantone
mit wenigen Stimmberechtigten
keinen Nachteil haben und nicht

immer von den grossen Kantonen
überstimmt werden. So können
die kleinen Kantone trotz weniger
Stimmen als Stände die Entschei-
dung beeinflussen.
Beim fakultativen Referendum
muss die Mehrheit der Stimmen-
den (Volksmehr) dafür sein. Die
Mehrheit der Stände ist nicht not-
wendig. Beim obligatorischen Re-
ferendum hingegen braucht es
ebenfalls das Volks- und Stände-
mehr.

Fortsetzung folgt
Die Weiterführung dieser Serie
über die demokratischen Grund-
kenntnisse widmet sich dem
Thema Majorz- und Proporzwah-
len – z. B. wann welches Wahl-
system angewendet wird und wie
es funktioniert.
Wenn Sie sich für mehr Details
oder weitere Themen interessie-
ren, so freuen wir uns, Ihnen wei-
terhelfen zu dürfen. Bitte nehmen
Sie doch mit uns Kontakt auf: Bri-
git Frick, Gemeindeschreiberin,
Telefon 055 251 57 05, brigit.
frick@duernten.ch.

Brigit Frick,
Gemeindeschreiberin

In einer Serie im «Dürntner»
möchten wir die Einwohnerin-
nen und Einwohner unserer
Gemeinde über die verschie-
denen demokratischen Rechte,
Möglichkeiten und gesetzli-
chen Rahmenbedingungen in-
formieren. Insbesondere die
aktuellen Themen wie Initiati-
ven in verschiedenen Formen,
Rücktritte von Behördenmit-
gliedern und deren Ersatzwahl,
aber auch Abstimmungen und
Wahlen auf kantonaler oder
eidgenössischer Ebene führen
vielerorts zu Verunsicherung.
Mit dieser Serie möchten wir
die politischen Kenntnisse ver-
tiefen, damit die politische Mit-
wirkung der Stimmberechtig-
ten erleichtert wird.

Überführung
Grundstufe in Dürnten

Die Schule führt im Schulhaus
Oberdürnten seit 2003 zwei
Grundstufenklassen als Schul-
versuch. Aufgrund des Abstim-
mungsresultates vom November
2012 betreffend das Grundstu-
fenprojekt hat die Schulbehörde
sich mit der Überführung der
Grundstufe in den Kindergarten
resp. die 1. Klasse befasst.
Im Rahmen der Entscheidungs-
findung wurden die Aspekte der
heutigen und prognostizierten
Schülerzahlen, die Personal-
situation, die Vorgaben des
Kantons (Zeitpunkt, Stellenplan)
und die Auswirkungen der
Überführung im Schuljahr
2013/14 resp. 2014/15 auf die
gesamte Primarschule in Erwä-
gung gezogen. Unter Berück-
sichtigung all dieser Fakten hat
die Schulbehörde sich für die
Rückführung auf das kom-
mende Schuljahr 2013/14 in
einem Schritt entschieden.




